
Tenor 

Art. 18 Abs. 1 EG steht einer Regelung eines Mitgliedstaats entgegen, 
die das Recht auf Abzug der entrichteten Krankenversicherungsbeiträge 
von der Einkommensteuer an die Bedingung knüpft, dass diese Beiträge 
nach den Vorschriften des nationalen Rechts in dem betreffenden Mit­
gliedstaat gezahlt worden sind, und dazu führt, dass diese Steuerver­
günstigung verwehrt wird, wenn die Beiträge, die für den Abzug der in 
diesem Mitgliedstaat geschuldeten Einkommensteuer in Betracht kom­
men, im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung eines anderen 
Mitgliedstaats entrichtet werden. 

( 1 ) ABl. C 37 vom 9.2.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 23. April 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation 
— Frankreich) — Copad SA/Christian Dior couture SA, 
Vincent Gladel als Insolvenzverwalter der Société 
industrielle lingerie (SIL), Société industrielle lingerie (SIL) 

(Rechtssache C-59/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 89/104/EWG — Markenrecht — Erschöpfung der 
Rechte des Markeninhabers — Lizenzvertrag — Verkauf von 
mit der Marke versehenen Waren unter Missachtung einer 
Bestimmung des Lizenzvertrags — Fehlende Zustimmung 
des Markeninhabers — Verkauf an Discounter — Schädigung 

des Ansehens der Marke) 

(2009/C 141/25) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour de cassation 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Copad SA 

Beklagte: Christian Dior couture SA, Vincent Gladel als Insol­
venzverwalter der Société industrielle lingerie (SIL), Société in­
dustrielle lingerie (SIL) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de Cassation (Frankreich) 
— Auslegung der Art. 5, 7 und 8 Abs. 2 der Ersten Richtlinie 
89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Anglei­
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Mar­
ken (ABl. 1989, L. 40, S. 1) — Erschöpfung der Rechte des 
Markeninhabers — Verkauf von mit der Marke versehenen Wa­
ren durch den Lizenznehmer unter Missachtung einer Bestim­
mung des Lizenzvertrags, nach der bestimmte Vertriebsmodali­
täten untersagt sind — Verkauf an Großhändler und Discounter 
— Beeinträchtigung des Ansehens der Marke — Fehlende Zu­
stimmung des Markeninhabers 

Tenor 

1. Art. 8 Abs. 2 der Ersten Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über die Marken in der durch das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 ge­
änderten Fassung ist dahin auszulegen, dass der Markeninhaber 
die Rechte aus der Marke gegen einen Lizenznehmer geltend ma­
chen kann, der gegen eine Bestimmung des Lizenzvertrags verstößt, 
nach der aus Gründen des Ansehens der Marke der Verkauf von 
Waren wie den im Ausgangsverfahren in Rede stehenden an Dis­
counter untersagt ist, sofern nachgewiesen ist, dass dieser Verstoß 
aufgrund der besonderen Umstände im Fall des Ausgangsverfah­
rens den Prestigecharakter schädigt, der diesen Waren eine luxu­
riöse Ausstrahlung verleiht. 

2. Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 89/104 in der durch das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum geänderten Fassung ist 
dahin auszulegen, dass ein Lizenznehmer, der mit der Marke 
versehene Waren unter Missachtung einer Bestimmung des Lizenz­
vertrags in den Verkehr bringt, ohne die Zustimmung des Inhabers 
der Marke handelt, wenn nachgewiesen ist, dass diese Bestimmung 
einer der in Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie genannten Bestimmungen 
entspricht. 

3. Muss das Inverkehrbringen von Prestigewaren durch den Lizenz­
nehmer als mit der Zustimmung des Markeninhabers erfolgt an­
gesehen werden, obwohl der Lizenznehmer dabei gegen eine Be­
stimmung des Lizenzvertrags verstoßen hat, kann der Inhaber der 
Marke eine solche Bestimmung nur geltend machen, um sich unter 
Berufung auf Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 89/104 dem Weiter­
verkauf der Waren zu widersetzen, wenn unter Berücksichtigung 
der Umstände des Einzelfalls nachgewiesen ist, dass ein solcher 
Weiterverkauf dem Ansehen der Marke schadet. 

( 1 ) ABl. C 92 vom 12.4.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 23. April 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Nógrád Megyei 
Bíróság — Ungarn) — PARAT Automotive Cabrio 
Textiltetőket Gyártó kft/Adó- és Pénzügyi Ellenőrzési 
Hivatal Hatósági Főosztály Észak-magyarországi 

Kihelyezett Hatósági Osztály 

(Rechtssache C-74/08) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Beitritt eines neuen Mit­
gliedstaats — Steuer auf den subventionierten Erwerb von 
Ausrüstungsgegenständen — Recht auf Vorsteuerabzug — 
In einer zur Zeit des Inkrafttretens der Sechsten Richtlinie 
geltenden innerstaatlichen Regelung vorgesehene Ausschlüsse 
— Befugnis der Mitgliedstaaten zur Beibehaltung von Aus­

schlüssen) 

(2009/C 141/26) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Nógrád Megyei Bíróság
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: PARAT Automotive Cabrio Textiltetőket Gyártó kft 

Beklagter: Adó- és Pénzügyi Ellenőrzési Hivatal Hatósági Főosz­
tály Észak-magyarországi Kihelyezett Hatósági Osztály (Amt für 
Steuer- und Finanzprüfung — Behördenhauptabteilung — Be­
hördenabteilung Außenstelle Nordungarn) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Nógrád Megyei Bíróság — Aus­
legung von Art. 17 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des 
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Ge­
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Nationale Regelung, 
die die Abzugsfähigkeit der auf den subventionierten Kauf von 
Ausrüstungsgütern entfallenden Steuer auf den nichtsubventio­
nierten Teil beschränkt 

Tenor 

1. Art. 17 Abs. 2 und 6 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des 
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemein­
sames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes­
sungsgrundlage ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen 
Regelung entgegensteht, die im Fall des Erwerbs von mit Geldern 
aus dem Staatshaushalt subventionierten Gegenständen einen Ab­
zug der darauf angefallenen Mehrwertsteuer nur für den nicht 
subventionierten Teil dieses Erwerbs erlaubt. 

2. Art. 17 Abs. 2 der Sechsten Richtlinie 77/388 begründet für die 
Steuerpflichtigen Rechte, auf die sie sich vor den nationalen Ge­
richten berufen können, um einer mit dieser Vorschrift unverein­
baren nationalen Regelung entgegenzutreten. 

( 1 ) ABl. C 116 vom 9.5.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 2. April 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Thüringer 
Finanzgerichts, Gotha — Deutschland) — Glückauf 

Brauerei GmbH/Hauptzollamt Erfurt 

(Rechtssache C-83/08) ( 1 ) 

(Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern — Richt­
linie 92/83/EWG — Art. 4 Abs. 2 — Kleine Brauerei, die 
rechtlich und wirtschaftlich von einer anderen Brauerei unab­
hängig ist — Kriterien der rechtlichen und wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit — Möglichkeit, unter mittelbarem Einfluss 

zu stehen) 

(2009/C 141/27) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Thüringer Finanzgerichts, Gotha 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Glückauf Brauerei GmbH 

Beklagter: Hauptzollamt Erfurt 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Thüringer Finanzgerichts, Go­
tha (Deutschland) — Auslegung von Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 
92/83/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Harmonisie­
rung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Alkohol und alko­
holische Getränke (ABl. L 316, S. 21) — Einstufung als „kleine 
unabhängige Brauerei“ für die Zwecke der Anwendung ermäßig­
ter Verbrauchsteuersätze — Kriterium der „wirtschaftlichen Un­
abhängigkeit“ — Brauerei, die aufgrund der Beteiligungsverhält­
nisse und der Verteilung der Stimmrechte der mittelbaren Ein­
flussnahme zweier anderer Brauereien ausgesetzt sein kann 

Tenor 

Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 92/83/EWG des Rates vom 19. Oktober 
1992 zur Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern auf 
Alkohol und alkoholische Getränke ist dahin zu verstehen, dass eine 
Situation, die dadurch gekennzeichnet ist, dass strukturelle Verflech­
tungen bei Beteiligungen und Stimmrechten bestehen, und die ein und 
derselben Person, die in mehreren der betroffenen Brauereien Geschäfts­
führungsaufgaben wahrnimmt, unabhängig von ihrem tatsächlichen 
Verhalten die Möglichkeit bietet, auf geschäftliche Entscheidungen die­
ser Brauereien Einfluss zu nehmen, es ausschließt, diese Brauereien als 
voneinander wirtschaftlich unabhängig anzusehen. 

( 1 ) ABl. C 128 vom 24.5.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 2. April 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
— Deutschland) — Hauptzollamt Bremen/J. E. Tyson 

Parketthandel GmbH hanse j. 

(Rechtssache C-134/08) ( 1 ) 

(Verordnung [EG] Nr. 2193/2003 — Zusätzliche Zölle auf 
die Einfuhren bestimmter Waren mit Ursprung in den Ver­
einigten Staaten von Amerika — Zeitlicher Anwendungs­
bereich — Art. 4 Abs. 2 — Nach dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung ausgeführte Waren, die sich jedoch nachweislich 
zum Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung dieser Zölle be­
reits auf dem Weg in die Gemeinschaft befanden — Zoll­

pflichtigkeit) 

(2009/C 141/28) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Hauptzollamt Bremen 

Beklagter: J. E. Tyson Parketthandel GmbH hanse j.
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